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Im Artikel von Reinhard Müller ..Der
Preis der deutschen Einheit?" (F.A.Z.
vom 22. Oktober) wird bezweifelt, dass
es bei der Herstellung der deutschen Ein-
heit 1990 notwendig war, die in der ZeiI
von 1945 bis 1949 im Gebiet der DDR
vor allem im Ztge der Bodenreform er-
folgten Enteignungen aufrechtzuerhal-
ten. Zugleich wird der Eindruck erweckt,
die damalige Bundesregierung habe inso-
fern ihre Verhandlungsmöglichkeiten
nicht ausgereizt. Aus der Sicht eines an
den Verhandlungen unmittelbar Beteilig-
ten ist die Darstellung jedoch unvollstän-
dig und teilweise auch unrichtig.

Der gemeinsame Brief, den die Außen-
minister der beiden deutschen Staaten
im Zusammenhang mit der Unterzeich-
nung des Zwei-plus-Vier-Vertrages an
die vier Mächte richteten und der ver-
schiedene Punkte zum Gegenstand hatte,
nahm hinsichtlich der Vermögensfragen
Bezug auf einen Abschnitt einer Erklä-
rung der Bundesregierung und der DDR-
Regierung vom 15. Juni 1990. Diese Er-
klärung zur Regelung offener Vermögens-
fragen war Ergebnis außerordentlich
schwieriger Verhandlungen und in ihrer
endgültigen Fassung maßgeblich vom da-
maligen Staatssekretär im Bundesjustiz-
ministerium Kinkel und dem Verhand-
lungsführer der DDR Krause formuliert
worden. Sie war bereits im Hinblick auf
das bevorstehende Inkrafttreten des Ver-
trags über die Währungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion notwendis. Gemäß Arti-
kel 41 wurde sie dann auih Bestandteil
des Einigungsvertrages und ist damit -
entgegen der zitierten Meinung von
Herrn Pauls - auch rechtlich verbindlich.

Die DDR hatte anfänglich versucht,
die Vermögensfragen in die Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen einzubeziehen; dem

hat sich aber die westdeutsche Delegati-
on, auch mit Unterstützung der West-
mächte, erfolgreich widersetit. Diese Fra-
sen sind daher inhaltlich allein zwischen
äen beiden deutschen Staaten behandelt
worden. Die Sowjetunion hat allerdings
verschiedentlich vor und während der
Verhandlungen deutlich gemacht, dass
der Bestandsschutz für die unter ihrer Be-
satzungshoheit erfolgten Maßnahmen
für sie unverzichtbar sei. Wie ernst es ihr
damit wirklich war, ist unklar; Gorba-
tschow hat später in Abrede gestellt, dass
die sowjetische Zustimmung zur deut-
schen Vereinigung davon abhängig gewe-
sen sei. Nicht zweifelhaft war jedoch,
dass die Festschreibung der Eigentumsän-
derunsen aus den Nachkrieesiahren für
die DöR selbst und auch füi ihre neue,
demokratisch gewählte Regierung eine
Conditio sine qua non war, und zwar
nicht weil sie von der Sowietunion dazu
genötigt wurde. sondern- weil sie es
selbst, quer durch alle Parteien, so woll-
te. Ohne dieses Zugeständnis wären der
Abschluss des Einigungsvertrages und
seine Ratifizieruns durch die Volkskam-
mer daher nicht hOglich gewesen. Die
Aufrechterhaltung der Enteignungen aus
der Zeit vor 1949 war insofern der Preis
dafür, dass die Herstellung der deutschen
Einheit im Einvernehmen beider deut-
schen Staaten erfolgen konnte.

Eine andere Frage ist, ob sich die öf-
fentliche Hand nicht später gegenüber
früheren Eigentümern, die ihren alten
Besitz zurückerwerben und wiederauf-
bauen wollten, entgegenkommender und
großzügiger hätte zeigen können. Mög-
lichkeiten dafür waren in der Erkläruns
vom 15. Juni ausdnicklich offensehaltei
worden.
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